
Gestützt auf die Feststellungen des VI. Parteitages der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und eine 
Reihe von Materialien, welche die Entwicklung seit 
Anfang 1963 kennzeichnen, ist unsere gesellschaftliche 
Situation ljj Jahre nach der Gründung der Deutschen 
Demokratischen Republik folgendermaßen zu charak­
terisieren :
Ausgangspunkt ist die Feststellung im Programm der 
SED, daß in der DDR die sozialistischen Produktions­
verhältnisse gesiegt haben3. Das bedeutet zugleich, daß 
sich auch die Beziehungen der Klassen und Schichten 
zueinander völlig neu gestaltet haben. Die Bourgeoisie 
hat als Klasse aufgehört zu existieren. Auf dem Lande 
hat sich die Klasse der Genossenschaftsbauern entwik- 
kelt, in die sich auch die ehemaligen Großbauern ein­
gefügt haben; zahlreiche kleine und mittlere Unterneh­
mer sind als Komplementäre Mitinhaber und Leiter 
halbstaatlicher Betriebe. Die führende Rolle der Arbei­
terklasse auf politischem, ökonomischem, ideologisch­
kulturellem und wissenschaftlich-technischem Gebiet hat 
sich verstärkt.
Untrennbar verbunden mit dieser Entwicklung und 
durch sie bedingt ist die ständige Festigung der 
politisch-moralischen Einheit in allen Schichten der 
Bevölkerung und das wachsende sozialistische Bewußt­
sein der arbeitenden Menschen. Das zeigt sich im be­
sonderen in den ökonomischen Erfolgen, wie sie das 
Ergebnis der Planerfüllung für das erste Halbjahr 1964 
ausweist'1. Es wachsen die Kollektivität und Organisiert- 
heit der Arbeit. Sie finden ihren Ausdruck in der Ent­
wicklung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit, in den 
Brigaden und Gemeinschaften, in der Neuererbewe­
gung und im Massenwettbewerb, der sich in Vorberei­
tung des 15. Jahrestages der Gründung der DDR be­
sonders durch die Einbeziehung der Aufgaben des wis­
senschaftlich-technischen Fortschritts immer mehr mit 
den Forderungen aus dem neuen ökonomischen System 
der Planung und Leitung der Volkswirtschaft verbin­
det. In der Landwirtschaft zeitigt die Verwirklichung 
der Beschlüsse des VIII. Deutschen Bauernkongresses 
nicht nur Erfolge in der Produktion, sondern auch in 
der Entwicklung des genossenschaftlichen Bewußtseins 
der Bauern. Die Anstrengungen der Werktätigen, die 
wissenschaftlich-technischen Aufgaben zu meistern und 
ihre Bildung zu erhöhen, zeigen sich in der wachsenden 
Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen und an dem 
Interesse, das die Diskussion über das einheitliche so­
zialistische Bildungssystem findet. -Die Gleichberechti­
gung der Frau bestimmt ihre Stellung im ökonomischen 
Leben und prägt entscheidend das Gesicht der sozia­
listischen Familie, wie dies gerade in der Frauenkon­
ferenz im Juni dieses Jahres seinen Ausdruck fand.
Der umfassende Aufbau des Sozialismus bedeutet zu­
gleich ständige weitere Vertiefung der sozialistischen 
Demokratie. Wie auf dem VI. Parteitag betont wurde, 
tritt die Lösung der wirtschaftlich-organisatorischen 
und kulturell-erzieherischen Aufgaben immer mehr in 
den Vordergrund. Das erfordert eine noch wirksamere 
Einbeziehung der Werktätigen in die Erfüllung dieser 
Aufgaben. So wirken allein in der Rechtspflege rund 
45 000 Schöffen und etwa 5 000 Schiedsmänner mit. In 
den Städten und Gemeinden bestehen 9 353 Ständige 
Kommissionen für Innere Angelegenheiten, Volkspolizei 
und Justiz bzw. für Ordnung und Sicherheit, die eine 
weitere große Anzahl von Bürgern zur Mitarbeit her­
anziehen. Über 160 000 Bürger sind Mitglieder von Kon­
fliktkommissionen. In den nächsten Jahren werden 
weitere Zehntausende von Mitgliedern der Schiedskom­
missionen hinzukommen.

3 Ebenda, S. 322.
'• Vgl. Mitteilung der Staatlichen Zentralverwaltung für Stati­
stik, Neues Deutschland vom 19. Juli 1964.

Der VI. Parteitag stellte aber auch gleichzeitig fest, daß 
mit der Überwindung der kapitalistischen Ausbeutungs- 
Verhältnisse die sozial-ökonomischen Wurzeln der Ver­
brechen im wesentlichen beseitigt’ wurden und so die 
Kriminalität in unseren Gesellschaftsverhältnissen ihren 
Boden verloren hat5 6. Die noch vorhandene Kriminali­
tät ist ein Ausdruck des Widerspruchs zwischen dem 
Wachstum der objektiven Verhältnisse unserer Gesell­
schaft und dem — bei allen Fortschritten — langsameren 
Wachstum im Bewußtsein der Menschen0.
Wir können seit Jahren — in besonderem Maße in den 
15 Jahren des Bestehens unserer Republik — den stän­
digen Rückgang der Kriminalität in ihrer Gesamtheit 
feststellen. Trotzdem verlangt die Tatsache, daß es bei 
uns noch Kriminalität gibt, eine besondere Aktivierung 
des Kampfes gegen diese gesellschaftliche Erscheinung 
— eine Aufgabe, die nicht nur in einem „noch mehr“ 
oder „noch besser“ besteht, sondern die, gestützt auf 
die Gedanken des Rechtspflegeerlasses, die Entwick­
lung neuer Methoden verlangt. Dabei ist von beson­
derer Bedeutung, daß der Charakter unserer Kriminali­
tät durch zwei Faktoren gekennzeichnet ist:
1. Dem objektiven Geschehen nach überwiegen Straf­
taten, die keine schweren Verbrechen darstellen, son­
dern die den Charakter leichterer Gesetzesverletzungen, 
zum nicht unbeträchtlichen Teil auch einmaliger Ent­
gleisungen, tragen.
2. Mit dieser Feststellung ist auch die zweite Besonder­
heit unserer Kriminalität umschrieben: der Charakter 
des Täterkreises. Die weitaus überwiegende Mehrzahl 
der Strafrechtsverletzer sind nämlich Bürger, die im 
Arbeitsleben stehen und deren Entwicklung und Ver­
halten deswegen maßgeblich durch die Bedingungen be­
stimmt wird, unter denen sie arbeiten. Auch hier kön­
nen noch negative Erscheinungen auftreten, wie Un­
ordnung, Schlamperei usw., die Straftaten unmittelbar 
oder mittelbar begünstigen. Vor allem aber bilden die 
sozialistischen Arbeitsbedingungen einen entscheidenden 
Faktor der Erziehung, der auch insbesondere in der 
durch den Rechtspflegeerlaß eingeführten Verpflichtung 
zum Verbleiben am Arbeitsplatz seinen Ausdruck ge­
funden hat.

Der bei der Ausarbeitung des Entwurfs des Strafgesetz­
buchs unternommene Versuch einer Analyse der gesell­
schaftlichen Bedingungen des Rechts ist in dieser kom­
plexen Weise bei Gesetzgebungsarbeiten neu. Eine 
Analyse für ein Spezialgebiet gab es bereits bei der 
Vorbereitung des neuen Jugendgesetzes der DDR vom
4. Mai 19647. Auch den Arbeiten am neuen Zivilgesetz­
buch wird eine systematische Untersuchung der gesell­
schaftlich-ökonomischen Verhältnisse, die durch das 
Gesetz geregelt werden sollen, vorangehen.
Die Arbeitsmethode, die der Vorsitzende des Staatsrates 
empfahl, ist eine unmittelbare Anwendung des Pro­
gramms der Sozialistischen Eniheitspartei Deutschlands. 
Mit der Erkenntnis, daß das Recht den objektiven ge­
sellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten entspringt — die ja 
im wesentlichen ökonomische Gesetzmäßigkeiten sind —, 
und mit der Forderung, daß das Recht dazu dienen 
muß, die Produktivkräfte und die sozialistischen Pro-

5 Protokoll des VI. Parteitages der SED, Bd. IV, S. 372.
6 Auf die noch der weiteren wissenschaftlichen Klärung bedür­
fenden Fragen — insbesondere zu den materiellen Ursachen 
und Bedingungen — soll hier im einzelnen nicht eingegangen 
werden. Vgl. dazu Stiller, „Ursachen und begünstigende Be­
dingen der Straftaten in der DDR und ihre Bekämpfung“, 
N.T 1964 S. 298.
7 Vgl. Walter Ulbricht. „Im Sinne unserer Beschlüsse sachkun­
dig arbeiten und leiten“ (Ausführungen zum .Tugendgesetz­
entwurf und zur staatlichen Jugendpolitik auf der 6. Sitzung 
des Slaalsrates). Neues Deutschland vom 21. April 1964: Be­
richte übet- Volkskammersitzung zum Jugendgesetz, Neues 
Deutschland vom 5. Mai 1964.
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